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Dr. Hermann Ehlers: 

Gesamtdeutsche Realpolitik 
Der Bundestagspräsident hat in einer großangelegten Rede in Berlin vor studentischen 

Kreisen mit einem historischen datenmäßig belegten Rückblick den Nachweis geführt, daß 
von Seiten der Bundesregierung und des Bundestages alles nur in menschlichem Vermögen 
Liegende getan wurde, um das gesamtdeutsche Anliegen des deutschen Volkes in der öst- 
lichen Blickrichtung zu fördern. Aus seiner Rede geben wir die nachstehenden Gedanken 
wieder: 

Ich bitte, ein Verständnis dafür zu haben, 
daß wir in der Bundesregierung und im 
Bundestag so nüchtern sind, daß wir in der 
Frage   der  deutsehen   Einheit   in    keinem 

f.genblick die Deklamationen ernst 
ahmen, sondern nur die Tatsachen. Herr 

Dieckmann hat gemeint, von dem „politi- 
schen Club um Adenauer in Bonn" spredien 
zu können. In diesem Bonn hat der Bundes- 
tagspräsident jedenfalls die Freiheit, in ei- 
nem konkreten und nicht unwichtigen Falle, 
wie dem der Volkskammerdelegation, seine 
eigene Meinung gegenüber dem Bundes- 
kanzler durchzusetzen. Ich möchte nicht wis- 
sen, was geschehen würde, wenn Herr Dieck- 
mann glaubte, eine solche Haltung gegen- 
über dem Politbüro der SED wagen zu 
dürfen. 

Idi glaube, daß die Bundesregierung das 
in ihren Kräften Stehende getan hat, um die 
deutsche Einheit zu fördern. Das heißt, nicht 
irgendeiner Illusion nadizulaufen, sondern 
die konkreten und politisch gangbaren Wege 
zu weisen und zu verfolgen, die zu einer 
(chten Vereinigung Deutsdilands führen 
können. Leider ist die dautsdre Einheit in 
den letzten Monaten zum politisdien 
Schlagwort, zum Vorspann häufig ganz 
anderer politischer Zielsetzung gemacht 
worden. Selbst für Parteigründun- 

und Parteibezeichnungen 
Mß die deutsche Einheit jetzt herhalten. 

Ich glaube, daß das kein guter Weg ist. Es 
gibt keine Frage, in der wir uns größerer 
Nüchternheit und Sachlichkeit befleißigen 
sollten, als diese. 

Wer uns den Vorwurf macht, daß wir für 
die deutsche Einheit zu wenig getan hätten, 
mag uns sichtbar machen, welchen Weg er 
gegangen wäre, und gehen würde, wenn er 
die politische Verantwortung trüge. Um der 
deutschen Einheit willen bedauere ich, daß 
niemand einen solchen Weg ausfindig ge- 
macht hat. Leider ist mit Deklamationen in 
dieser Frage ebenso wenig geholfen, wie 
mit gefühlvollen Betrachtungen oder mit 
theologischen Hinweisen auf Parteitagen in 
der Ost-CDU. Man sagt uns insbesondere, 
daß wir nicht genug getan hätten, um das 
Bemühen der Westmächte, zu Vier- 
mächte-Verhandlungen zu ge- 
langen, zu fördern. Ich habe ausführ- 
lich einen Hinweis auf die Fakten gegeben, 
um siditbar zu machen, daß unter unmittel- 
barer Beteiligung der Bundesregierung alles 
nur Möglidie getan ist, selbst unter Verän- 
derung der Standpunkte und Aufgeben frü- 
herer Positionen, um auch nur den Anfang 

einer Viermäditebesprechung zustande zu 
bringen. Sie wissen, daß wir unter den ge- 
genwärtigen besatzungspolitischen Verhält- 
nissen unseren Einfluß auf diese Dinge nicht 
einem tatsädilichen Rechtszustand, sondern 
nur dem von der Bundesregierung erreidi- 
ten tatsächlichen Einfluß verdanken. Idi bin 
immer etwas erstaunt darüber, daß die glei- 
chen Kräfte, die der Bundesregierung vor- 
werfen, sie übe nicht genügenden politischen 
Einfluß aus, mit aller Schärfe gegen die 
Verträge Front machen, die zumindest eine 
außerordentlich große Verstärkung der 
deutschen, politischen Selbständigkeit und 
der politischen Einflußmöglichkeiten unse- 
res Staates bedeuten. Man ist manchmal lei- 
der geneigt, zu meinen, daß manche oppo- 
sitionellen Kräfte in Deutschland die er- 
reichte außenpolitische Selbständigkeit der 
Bundesrepublik bedauern,  weil  dadurch  in 

noch stärkerem Maße die Bundesregierung 
ihren Einfluß auf die Gestaltung der Politik 
Europas und der Welt durdisetzen könnte 
und damit die Voraussetzung für eine stän- 
dig verneinende Kritik nodi weiter ein- 
geschränkt werden würde. Wir sind offenbar 
von der Bereitsdiaft zu einer politischen Ge- 
samlvc rantwortlichkeit für unsere deutsdie 
Politik leider noch weit entfernt, idi fürdite 
am meisten diejenigen, die am lautesten von 
der deutschen Einheit reden und der Bun- 
desregierung vorwerfen zu müssen glauben, 
daß sie zu wenig in dieser Riditung getan 
habe. 

Ich bin nicht der Meinung, daß die euro- 
päisdie Verteidigungsgemein- 
schaft und die damit verbundene Wieder- 
herstellung einer deutschen Wehrhoheit 
eine Gefährdung der deutschen Einheit be- 
deutet. Niemand von uns ist so dumm, und 
das hat der Bundeskanzler auf dem Partei- 
tag der CDU in Berlin eindeutig herausge- 
stellt, zu glauben, daß man Sowjetrußland 
durch Bedrohung gefügig machen könnte. 
Aber wir werden endlich zur Kenntnis neh- 
men müssen, daß Sowjetrußland, soweit wie 
es ohne Gefährdung seiner eigenen politi- 
sdien Position möglich ist, bemüht ist, im 
Wege des kalten Krieges seine politische 
Macht vorzuschieben und Völker und Staa- 
ten zum willenlosen Werkzeug der kommu- 

Produktionsindex auf bisherigem Höchststand 
Die industrielle Produktion in der Bundes- 

republik erreidite im Oktober 1952 unter 
starken Saisoneinflüssen den Höchst- 
stand in der Nachkriegszeit, 
nachdem sich schon im Vormonat ein kräf- 
tiger Auftrieb durdigesetzt hatte. Nach vor- 
läufiger Berechnung des Statistischen Bun- 
desamtes stieg der Produktionsindex für die 
Gesamtindustrie gegenüber dem Vormonat 
um 5 v. H. auf 158 (1936 = 100) an. 

Von der Aufwärtsbewegung wurden fast 
alle Industriezweige erfaßt. Maßgeblich 
in achte sich der Einfluß der Zucker- 
kampagne im Bereich der Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie (+ 21 v. H.) und die 

weiter anhaltende Belebung der Verbrauchs- 
güterindustrien ( + 9 v. H.) bemerkbar. Die 
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien 
(+ 3 v. H.) erzielten trotz bereits jahres- 
zeitlich bedingter Einflüsse ebenfalls den 
bisher höchsten Stand der Erzeugung. Da- 
gegen beeinflußten gegenläufige Bewegun- 
gen bei den Investitionsgüterindustrien 
das hohe Erzeugerniveau der Vormonate 
nur wenig Die Bauwirtschaft (— 3 v. H.) 
erreichte infolge ungüstiger Witterung das 
hohe Volumen des Vormonats nicht mehr. 

In der U b e r s i c h t ergibt sich folgendes 
Bild: 

Indexziffern Veränderung 
Indexgruppen ±v.H. 

Okt. Aug. Sept. Okt. Oktober 1952 
1951 1952 1952 1952 gegen 

(vorl.) (vorl.) September 1952 
Gesamte Industrie 144 141 151 158 +   4,6 

Bergbau 119 124 126 128 +   2,0 
Verarbeitende Industrie 143 13S 150 158 +   5,3 

Grundstoff- u. Produktions- 
güterindustrie 131 131 138 142 +   2,9 

Investitionsgüterindustrien 158 161 175 176 +   0,6 
Verbrauchsgüterindustrien 137 127 147 160 +   8,5 
Nahrungs- u. Genußmiltelind. 150 123 127 154 + 20,7 

Energierzeugung 191 189 203 210 +   3,3 
Bau 145 161 162 157 —   2,9 



Ein Parteitag der Spannungen 
FDP zwischen   .Rechtsgalopp'' und „Unksmarsch" 

Auf offener politischer Bühne hat die Freie 
satzprobleme, wenn auch nicht gelöst, so doch 
zu bringen versucht. 

Vizekanzler Blücher, der mit Zuspruch 
und Kritik den Spannungen ausgleichend 
entgegentrat, wurde selbstverständlich wie- 
der zum Vorsitzenden gewählt. Der Eintritt 
des Landesvorsitzenden von Nordrhein- 
Westfalen, Bundestagsabgeordneten M i d - 
delhauve, in den stellvertretenden und 
für ihn erweiterten Vorsitz der Partei zeigte 
die Verstärkung des auf bürgerliche Samm- 
lung drängenden und in den Wahlkämpfen 
erfolgreichen rechten Flügels. Hier gelang 
es, mit Hilfe einer Satzungsänderung ein po- 
litisdies Kompromiß zu schaffen. Aber auch 
der württembergische Ministerpräsident Dr. 
Mayer, der mehrfach den Götz von Ber- 
lichingen bemühte, hat mit seinen nach Links 
hin begründeten Plädoyer beachtlichen Bei- 
fall gefunden. In Hamburg, Berlin und Bre- 
men hat man Verständnis für seine Koa- 
litionspolitik. Sein Landesrebell Dr. Leuze 
hat vorläufig auf der Landesebene kapituliert 
und wurde in den erweiterten Vorstand ge- 
wählt. 

Der Parteitag zeigte die ganze Problema- 
tik einer Gruppe, in der sich zwei Rieh- 

Gesamtdeutsche Realpolitik 
nistischen Ideologie und der politischen 
Ausdehnungspläne zu madien. Die letzten 
sieben Jahre geben dafür eindrucksvolle Be- 
weise. 

Wir sind nicht gewillt, Deutsdiland für- 
derhin zu einem wehrlosen und kraftlosen 
Objekt des kalten Krieges und der kommu- 
nistischen Infiltration werden zu lassen. Wir 
erwarten nidit, daß Sowjetrußland verhan- 
delt, weil es sich bedroht fühlt, ja wir wer- 
den sogar unseren politisdien Einfluß in 
jeder Weise dafür einzusetzen wissen, daß 
es sidi nidit bedroht fühlt, weder von uns 
noch von anderen. Aber wir wünschen, daß 
es in der ihm im allgemeinen zuerkannten 
politischen Nüchternheit, die 
sich in den letzten Jahrzehnten mehrfadi be- 
währt hat, erkennt, daß man eine Methode, 
die in Polen, Ungarn, der Tschecho-Slowakei 
und leider auch weitgehend in der sowje- 
tischbesetzten Zone Erfolge erzielt hat, bei 
uns jedenfalls nicht mehr fortsetzen kann, 
und daß es sich darum in beiderseitigem 
Interesse lohnt, andere politische Mittel zu 
gebiaudien und zu anderen politischen Ver- 
einbarungen zu kommen, als sie dort üblidi 
waren. Wenn wir mit den übrigen Staaten 
Europas darum ringen, das politische 
Gewicht dieses Erdteils zum 
Tragen zu bringen, dann in erster 
Linie, um dazu zu helfen, daß die Span- 
nungen der Weltmächte ausgeglidien und 
der Friede in Europa und der Welt gesichert 
werde. Ich meine, daß wir in den letzten 
Jahren einige Beiträge dazu geleistet haben, 
daß man diesen Willen ernst nehmen kann. 
Man sollte es tun, und nicht darauf ver- 
trauen, daß man neben 18 noch weitere 
50 Millionen Deutsche in die kommunistische 
Unterdrückung hineinführen kann, 
in die bisher nur knapp 2 Prozent unserer 
gesamten Ausfuhr gingen, für die Bundes- 
republik ein Objekt zweiten Ranges. West- 
deutschland hat an jedem lohnenden Export 
ein Interesse, und es muß Wert darauf le- 
gen, mit jedem Land in einem zufrieden- 
stellenden Wirtsdiaftsverkehr zu stehen. Da- 
zu kommt, daß gerade diese Länder noch 
große Entwicklungsmöglidikeiten haben. 
Die Wahrnehmung dieser Entfaltungschance 
setzt die Hilfe industrieller Länder voraus. 

Demokratische Partei in Bad Ems ihre Grund- 
in eine vorläufig tragfähige Gleichgewichtslage 

t u n g e n gegenüberstehen, die nidit nur 
„graduell", wie Blücher ausgleidiend be- 
merkte, sondern in der grundsätzlidien Hal- 
tung wie in der daraus sidi ergebenden po- 
litischen Taktik stark gegensätzlidi sind. Die 
FDP ist in ihrer augenblicklidien Verfas- 
sung schwer in das Parteischema von 
„Rechts" und „Links" einzuordnen, das 
allerdings heute nur nodi relative Gültigkeit 
besitzt. Diese Partei steht mit ihrer Ideologie 
liberaler Färbung eigen tlidi links von der 
GDU. Sie ist ein geistiger Urenkel weniger 
der französischen Revolution, deren Nach- 
fahren ins marxistisdie Lager gingen, als 
der geistigen Väter dieser Revolution. Kon- 
servative Kreise, die man immer noch als 
„redits" anzusprechen gewohnt ist, fühlen 
sich besonders im Westen, Südwesten und 
Süden, mehr bei der CDU/CSU zu Hause. 
Im kulturellen Felde hat die FDP in der 
Nähe der SPD Stellung bezogen. Das Bei- 
spiel von Rheinland-Pfalz zeigt, daß aller- 
dings auch hier ein Zusammengehen mit der 
CDU möglidi ist. Dr. Reinhold Mayer hat 
mehrfach audi die etwas abgegriffenen 
„antiklerikalen" Schlagworte gebraudit. 
Aber die Wahlerfolge der FDP im 
Nordwesten entstammen deutlich feststell- 
bar den Rechtsschichten, die infolge des 
Fehlens einer echten Rechtspartei sidi hei- 
matlos fühlen. Hinzu kommen gewisse 
wirtschaftspolitisch und sozialpolitisch 
scharfe Gegensätze zu SPD- und Gewerk- 
schaftsansprüchen in Kreisen, denen die 
CDU auf diesem Sektor wiederum zu links- 
betont ersdieint. Alles das trat sehr deutlich 
in sehr langen und erbitterten Diskussionen 
zu Tage. 

Vizekanzler Blücher hat in seinen Ab- 
sdilußworten eine eingehendere Behandlung 
der weltanschaulichen Fragen ver- 
mißt. Die FDP ist ursprünglich als eine Zu- 
sammenfassung der einst nationalliberalen 
und freisinnig-demokratischen Kreise ge- 
gründet worden und hat diese ihre liberale 
Grundhaltung immer wieder betont. Aus 
Stuttgart und Hamburg wurden diese libe- 
ralen Grundlagen der Partei besonders un- 
terstridien. Ihr ideologischer Kern scheint in 
der jüngeren akademischen Generation der 
Partei Beachtung zu finden. Aber, wenn es 
sich hier audi um einen Neo-Liberalismus 
handelt, der wirtschafte- und sozialpolitisdi 
sidi vom einstigen Manchestertum stark di- 
stanziert, so ist es doch den aktiven Per- 
sönlichkeiten der Partei kaum verborgen ge- 
blieben, daß der Liberalismus als 
politische Macht in der Welt nicht 
mehr viel zu bedeuten hat. Das Zusammen- 
sdimelzen des einst so mächtigen britischen 
Liberalismus auf eine überhaupt nidit mehr 
als politische Potenz anzusehende Gruppe;, 
das Zurücktreten z. B. des einst in Italien 
so maditvollen Liberalismus, zeigt, wie ge- 
ring auf diesem Boden die Hoffnung auf 
Breitenerfolge sein dürfte. Die eigentliche 
Entscheidung wird heute fast überall in 
Europa zwischen den aus religiös-weltan- 
schaulidien Bindungen erwachsenen, für or- 
ganischen Staatsaufbau eintretenden kon- 
servativ-demokratischen Meinungsgruppen 
und den verschiedenen Schattierungen des 
Marxismus ausgetragen. 

Erfreulicherweise hat die FDP aber we- 
niger aus ihrer geistig-liberalen Substanz als 
aus ihrer staatsbetonten verant- 
wortlichen   Mitarbeit   am  Aufbau 

eines demokratischen Gemeinwesens und 
ihrer Bereitsdiaft, dieses Gemeinwesen in 
Anlehnung an die westlidie Welt gegen die 
Dämonie des Ostens zu verteidigen, ihre Po- 
litik gemacht. Sie hat daraus die Kraft ge- 
wonnen, gewisse Unterwanderungen aus 
dem nazistischen Lager, die bis in ihre 
Funktionärkreise hineingehen, politisdi zu 
verdauen. Auch das von Vizekanzler Blücher 
unterstrichene Bekenntnis zu einer auf Stei- 
gerung der Erzeugung abzielenden und hier 
kompromißlosen Wirtschaftspoli- 
tik bildet die Ergänzung zur staatspoliti- 
schen und außenpolitischen Verantwortungs- 
bereitsdiaft. Daran ändern auch nicht viel 
zeitweilige Versudie, die Wahldiancen durch 
eine Art Opposition in der Koalition ver- 
bessern zu wollen. Die deutliche Absage 
an die SPD lauf der Bundesebene darf 
wohl stärker, denn nur als Zugeständnis 
auf die Rechtsgruppen in der Partei gewer- 
tet werden. 

Wenn ein Bundestagsabgeordneter auf das 
Vorbild der CDU in der Zusammen- 
fassung verschiedenartiger Kräfte hinwies 
und das damit begründete, daß die CDU 
das erreiche, weil sie ein festes Ziel vor 
Augen habe, so darf wohl ergänzend hinzu- 
gefügt werden: Hier madit sidi die Kraft 
einer wirklichen gemeinsamen Gesinnung, 
einer weltansdiaulichen Bindung über Inte- 
ressengegensätze hinweg geltend. Hier Q 
rade zeigt sich das Wesen der CDU, ihre 
Stärke und ihre Besonderheit. 

Die Versorgungsschwierig- 
keiten in der Sowjetzone 
Die Pankower Regierung bemüht sidi, 

die zunehmenden Sdiwierigkeiten der Ver- 
sorgung als örtlidie Erscheinungen hinzu- 
stellen und versudit, wie der Pressedienst 
der Exil-CDU schreibt, durdi Verhaftung 
der „Sdiuldigen" Sündenböcke herauszu- 
stellen, die angeblich „Sabotage" geübt 
haben. Dennoch bleiben die Lager der 
kommunistischen HO-Läden in der Sowjet- 
zone leer. Es fehlt vor allem an Fetten und 
Fleisch. 
In Ost-Berlin wird, um für die West- 
Berliner und die Ausländer den Mangel nidit 
allzu augenfällig werden zu lassen, im Ge- 
gensatz zu dem übrigen sowjetisch besetzten 
Gebiet nach wie vor bevorzugt aus den HO- 
Läden geliefert. Dort sind, wie aus der Ost- 
Berliner Presse hervorgeht, nun ebenf?" 
„Saboteure" am Werk. Angeblich sind* - 
Großschieber und Spekulanten, die „Harii- 
stereinkäufe" großen Stils vornehmen. 
Man behauptet, daß diese Waren „in den 
Westen" versdioben würden, obgleidi der 
Zollgrenzdienst ein Nadilassen solcher Käu- 
fe nadi den versdiärften Kontrollen fest- 
gestellt hat. Tatsädilidi kaufen viele Bewoh- 
ner aus Mitteldeutschland neuer- 
dings in Ost-Berlin das ein, was ihnen in 
den HO-Läden in ihrer Heimat vorenthal- 
ten wird. Die Käufersdilangen in Ost-Berlin 
sind daher ein Zeichen für den Mangel an 
Ware und die katastrophale Lage auf der 
Sowjetzoneneisenbahn, deren 
Transportleistungen infolge des Materialman- 
gels immer mehr zurückgehen. Der Staatsse- 
kretär im sowjetischen Verkehrsministerium 
Wollweber hat zugeben müssen, daß täglich 
700 Güterwaggons fehlen, um die Versor- 
gung reibungslos durchzuführen. 400 schad- 
hafte Lokomotiven stehen in Ausbesserungs- 
werken und warten auf Reparaturmaterial. 
Infolgedessen wurden auch Rangier- und 
Tendermaschinen für Schnellzüge und den 
Güterverkehr eingesetzt. tTrotzdem sind 
Verspätungenbis zu 16 Stunden 
an der Tagesordnung. 
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A III1 a CDU/CSU 

Kleine Anfrage zum Schweigener Grenzübertritt 
Zu dem Grenzzwischenfall bei Schweigen hat die CDU/CSU- 

Fraktion des Bundestages folgende Kleine Anfrage an die 
Bundesregierung geriditet: 

„Zeitungsmeldungen zufolge ereignete sich am 13. November 
1952 am Grenzposten südlidi Sdiweigen in der Pfalz ein 
Zwischenfall. Danach weigerte sidi die französische Eskorte 
eines Fahrzeuges, in dem 19 zur Fremdenlegion geworbene 
Deutsche saßen, die ordnungsgemäße Überprüfung der Papiere 
durch deutsche Grenzbeamte zuzulassen. Die Franzosen erklär- 
ten, die deutschen Grenzbehörden hätten nicht das Recht, fran- 
zösische Militärfahrzeuge zu untersuchen. Schließlich erzwang 
nach den vorliegenden Meldungen die französische Gendarmerie 
unter Drohung die Öffnung der Grenze. Angesichts der Erregung 
die wegen dieses Zwischenfalles bei der Grenzbevölkerung 
herrscht, fragen wir bei der Bundesregierung an, weldie Mel- 
dungen und Informationen ibr über den Vorfall vorliegen und 
was sie zu tun gedenkt, um künftig Zwisdienfälle ähnlicher Art 
zu verhüten." 26. November 1952 

f 

AIV d Kommunalwahlen 

CDU führt in nordrhein-westfälischen Gemeinden 
Aus dem vorläufigen Endergebnis der am 9. November ab- 

gehaltenen Gemeindewahlen in Nordrhein-Westfalen ergibt sich, 
daß die CDU weiterhin die stärkste Partei in den Landgemein- 
den ist. Sie erhielt bei diesem Teil der Wahlen fast eine Million 
Stimmen mehr als die Sozialdemokratisdie Partei. Bei einer 
Wahlbeteiligung von 79,7 Prozent (im Jahre 1948 72,5 Prozent) 
entfielen auf die einzelnen Parteien folgende Stimmzahlen: 

CDU 
SPD 
FDP 
Zentrum 
KPD 
BHE 
DP 
Freisoziale Union 
Freie Wählervereinigung 
Nationale Rechte 

2 970 000 Stimmen (43,3 Prozent), 
1990 000 Stimmen (29,1 Prozent), 

590 000 Stimmen    (8,7 Prozent), 
569 000 Stimmen    (8,7 Prozent), 
100 000 Stimmen    (1,5 Prozent), 
270 000 Stimmen    (4,0 Prozent), 

17 000 Stimmen    (0,2 Prozent), 
14 000 Stimmen    (0,2 Prozent), 
19 733 Stimmen    (0,3 Prozent), 
5 980 Stimmen    (0,1 Prozent). 

Von den 24 803 Mandaten in den Gemeindetagen (in Klam- 
mern die Vergleichszahlen der letzten Gemeindewahlen im Jahre 
] 948, bei denen 17 990 Sitze vergeben worden waren), entfielen 
'.uif die Parteien: 

46.1 (45,3) Prozent, 
27.2 (31,0) Prozent, 

8,8 (4,1) Prozent, 
9,0 (11,8) Prozent, 
0,8 (2,4) Prozent, 
3,8 (_) Prozent, 
0,2 (—) Prozent, 
3,8 (5,2) Prozent. 

26. November 1952 

Evangelische Arbeitsgemeinschaft 
der CSU Nordbayern 

Eine „Evangelische Arbeitsgemeinschaft innerhalb der CSU" 
wurde in Ansbadi von evangelischen CSU-Mitgliedem aus Nord- 
bayern gegründet. Der Zusammensdiluß sei notwendig erschie- 
nen, um den Klagen abzuhelfen, daß die evangelischen Mitglie- 
der in der CSU nicht genügend zur Geltung kämen, heißt es in 
einer Pressemitteilung. Die Arbeitsgemeinschaft setze sich zum 
Ziel, die Freudigkeit aller bewußt evangelischen Kreise zur Mit- 
arbeit in der CSU zu stärken. Die Gründung wendet sich auch 
gegen den in Nordbayern versdiiedentlich aufgetretenen „Evan- 
gelischen Volksdienst". 26. November 1952 

v  CDU 11431 (8144) Sitze, 
SPD 6 754 (5568) Sitze, 
FDP 2168    (741) Sitze, 
Zentrum 2 228 (2122) Sitze, 
KPD 191    (421) Sitze, 
BHE 938      (—) Sitze, 
DP 49      (—) Sitze, 
Unabhängige 947    (930) Sitze, 

Cb CSU 

A V f Nordrhein-Westfalen 

CDU-Oberbürgermeister in Nordrhein-Westfalen 
Mit 54 von 59 abgegebenen Stimmen wurde am 20. November 

Landtagspräsident Josef Gockeln (CDU) erneut zum Oberbür- 
germeister der Stadt Düsseldorf gewählt. Audi das Köl- 
ner Stadtparlament wählte den neuen Oberbürgermeister. 58 
von 65 abgegebenen Stimmen entfielen dabei auf den bisherigen 
Oberbürgermeister Dr. Ernst Schwering (CDU), der sidi seit 
1948 alljährlich mit Robert Görlinger (SPD) in diesem Amt ab- 
gewechselt hatte. Diesmal wurde Robert Görlinger zum ersten 
Bürgermeister gewählt .In N e u ß wurde Alfons Frings, ein 
Bruder des Kardinals, mit 35 von 36 Stimmen bei einer Stimm- 
enthaltung erneut gewählt. Neuer Oberbürgermeister von 
Münster wurde Rechtsanwalt Dr. Busso Peus (CDU). Bis 
auf drei Stimmen erfolgte die Wahl einstimmig. In Aachen 
wurde der Präsident der Industrie- und Handelskammer Her- 
mann Heuseh (CDU) mit 26 gegen 14 Stimmen bei einer Stimm- 
enthaltung zum Oberbürgermeister gewählt. Der bisherige 
Oberbürgermeister von K r e f e 1 d , Johannes Hauser (CDU) 
wurde mit 29 von 47 Stimmen wiedergewählt. Die Bonner 
Stadtvertretung hat den bisherigen Oberbürgermeister Peter 
Maria Busen mit 37 Stimmen bei zwei Enthaltungen wieder- 
gewählt. Oberbürgermeister Busen gehört der CDU an. Zum 
Oberbürgermeister von München-Gladbach wurde Dr. 
Wilhelm Finger (CDU) einstimmig gewählt. 

26. November 1952 
Cb CSU 

Dr. Ehard antwortet Bodensteiner 
Der CSU-Abgeordnete Bodensteiner hat am 13. November 

dem CSU-Landesvorsitzenden, Ministerpräsident Dr. Ehard, 
schriftlich seinen Austritt aus der CSU mitgeteilt. Bodensteiner 
erläuterte die Gründe und Vorgänge, die ihn angeblidi bestimm- 
ten, seine bisherige politisdie Verbindung mit der CSU zu lösen. 
In einem Brief vom 18. November hat Dr. Ehard als Landesvor- 
sitzender ider CSU in Bayern den Brief Bodensteiners beantwor- 
tet.  Dr. Ehard schrieb an Bodensteiner: 

„Ich bestätige hiermit Ihr Schreiben vom 13. November 52, 
mit dem Sie Ihren Austritt aus der Christlich-Sozialen Union 
erklären. Damit erübrigt sich das vom Schiedsgericht Ihres zu- 
ständigen Bezirksverbandes gegen Sie eingeleitete Ausschluß- 
verfahren. 

Ohne midi in eine Auseinandersetzung mit den Darlegungen 
einzulassen, mit denen Sie Ihre Trennung von der CSU begrün- 
den, mödite ich mich auf die Feststellung beschränken, daß es 
nicht die seit einigen Jahren von Ihnen vertretenen allgemeinen 
politischen, wirtschaftlichen und sozialpolitisdien persönlidien 
Auffassungen und Meinungen sind, die Ihr weiteres Verbleiben 
in der CSÜ unmöglidi gemacht haben. Die Landesgruppe der 
CSU im Bundenstag hat gerade in Ihrem Fall ein Beispiel dafür 
geliefert, wie großzügig, langmütig und geduldig in der CSU 
auch von der allgemeinen Linie abweichende Meinungen er- 
tragen werden können. Es kann also keine Rede davon sein, daß 
Ihnen gegenüber das Recht auf die freie Meinungsäußerung, das 
einem gewählten Abgeordneten zusteht, zu gering geachtet 
worden wäre. 

Selbst die Fragen, die wie der Deutsdilandvertrag und der 
EVG-Vertrag wegen ihrer tiefeinsdineidenden Bedeutung eine 
gerade und geschlossene Haltung der einzelnen politischen 
Parteien notwendig machen, hätten wegen Ihrer persönlichen 
abweichenden Meinung keinen Anlaß zu einer Trennun" zu 
geben braudien. Allerdings erfordert die Zugehörigkeit zu einer 
politischen Gemeinschaft, wie es Parteien und Fraktionen sind, 
gewisse Rücksichten, deren Mißaditung die Interessen dieser 
Gemeinschaft schädigt und darum auf die Dauer nicht hinge- 
nommen werden kann. 

Ich bedauere, daß Sie unaufhaltsam auf den Weg einer politi- 
schen Sektiererei geraten sind, den Ihnen die Christlidi-Soziale 
Union hätte ersparen können, wenn Sie sich dem von ihr ver- 
fochtenen Unionsgedanken wirklich hingegeben hätten, statt sich 
politischen Einzelgängern zuzugesellen, die nur zu zerstreuen 
und auseinanderzureißen, aber nidit zu sammeln vermögen." 

26. November 1952 



C c Landesparteien 

Politische Einheit der südwestdeutschen CDU 
Der Vorsitzende der CDU-Fraktion in der Verfassunggeben- 

den Landesversammlung, Dr. Franz Gurk, hat zu der in der 
letzten Zeit mehrfach diskutierten Frage der politischen Einheit 
der CDU folgende Erklärung gegeben: 

„Die  Parteien  in  Baden-Württemberg haben   es   alle   eilig 
gehabt, Einheitsverbände zu bilden, d. h. die bisherigen Landes- 
verbände wurden Bezirksverbände und einer von Stuttgart aus 
delegierten   Spitze   untergeordnet.    Dem   gegenüber   hat   die 
Christ lich-Demokratische Union an dem System mehrerer Lan- 
desverbände festgehalten.   Neben   einer   einheitlichen Fraktion 
und gemeinsamen Presseorganen wird die Bildung des politi- 
schen Willens der CDU jedoch durch regelmäßige Konferenzen 
der Landesvorsitzenden   gesichert.   In   der Unterschiedlichkeit 
des Organisatorischen kommt nun der grundsätzliche Unterschied 
zwischen der CDU und den übrigen Parteien zum Ausdruck. 
Die CDU kann es sich als freiheitliche Partei ihrem Wesens- 
gefüge   nach   leisten,   bei organisatorischer Vielfältigkeit   ihre 
geistig-politische Einheit zu wahren.   Die CDU ist gewohnt, 
im    Gegensatz   zu   den   Begierungsparteien   föderalistisch    zu 
denken.   Den Koalitionsparteien ist der Apparat erstrangig, der 
Mensch zweitrangig.   Die CDU .beschreitet den umgekehrten 
Weg.   Diese grundsätzliche Verschiedenheit kam z. B.  in den 
Auseinandersetzungen zum Ausdruck, die zwischen Regierung 
und Opposition beim Aufbau der Verwaltungsorganisation im 
neuen Bundesland auftraten.   Die vorläufige Regierung und die 
sie tragenden Parteien erstreben im Grunde eine zentralistische 
Verwaltung, wie sie auch einen zentralen Parteiapparat besitzen. 
Die CDU ist stolz darauf, über einen dienenden Apparat, über 

4-dem der Mensch steht, zu verfügen und in dem   sie   sich   frei 
entfalten kann. Es liegt allerdings im Bereich des Möglichen, 
daß beispielsweise die nord- und südbadisdien Landesverbände 
der CDU eine ihrer Wählerschaft   entsprechende   Zielrichtung 
verfolgen.   Sie äußert sich in einer etwas engeren Zusammen- 
arbeit, wird sidi aber nie gegen die nord- und südwürttember- 
gischen  Landesverbände   richten.   Es gibt   in   der Weltpolitik 
Beispiele ähnlicher Art, wenn man nur an das britische Weltreich 
denkt.   Die CDU   ist   eine junge Bewegung.   Ihr Parteiaufbau 
sollte Vorbild sein für einen Staatsaufbau, der allein dem neuen 
Bundesland Menschen gewinnen könnte.   Es  wird   die Stunde 
kommen, in der die CDU in  der Verantwortung   und   in der 
Regierung beweisen   wird,   was  man   in   einem   vorbildlichen 
Staatsaufbau zu leisten vermag. 26. November 1952 

C c Landesparteien 

CDU wünscht Beschleunigung der 
Verfassungsberatungen 

Maßgeblidie   Spredier der  SPD   und   DVP/FDP  haben   im 
Zusammenhang mit den Verfassungsarbeiten   der CDU   vorge- 
worfen,   sie verzögere  bewußt die Beratungen im Verfassungs- 
aussdiuß der Landesversammlung.  Der Informationsdienst der 
südwestdeutsdien   CDU   gibt   hierzu   folgende  Erklärung  des 
Vorsitzenden der CDU-Fraktion, Dr. Franz Gurk, bekannt: 

»Die CDU besitzt nicht das geringste Interesse an einer Ver- 
zögerung der Verfassungsberatungen.   Sie hat im Gegenteil seit 

längerer Zeit Maßnahmen erwogen,   die einer Beschleunigung 
der Beratungen dienen könnten.   Die Fraktion wird deshalb in 
Kürze dem Verfassungsausschuß konkrete Vorsdiläge zur Ver- 
einfachung seiner Arbeit  unterbreiten.   Die CDU  ist  darüber- 
hinaus   der Auffassung,   daß die Beratungen   des Aussdiussej 
unter  dessen Uberbesetzung mit 25 Abgeordneten   leiden.   Es 
erscheint angesichts dieser Haltung der CDU absurd, ausgerech- 
net ihr von Seiten der Koalitionsparteien   die   Sdiuld   für   das 
lagsame Tempo der Verfassungsarbeit zu geben." 

26. November 1952 
A IV 3 a Allgemeines 

Umsätze des Einzelhandels im Oktober 1952 
Vom September zum Oktober sind die Umsätze des gesamten 

Einzelhandels, wie aus einer Mitteilung des Statistischen Bundes- 
amtes hervorgeht, um durchschnittlich 12 v. H. gestiegen. Sie 
waren gegenüber dem Oktober des Vorjahres wertmäßig um 
etwa 2 v. H. und der Menge nadi um rund 6 v. H. höher. Der 
Anstieg gegenüber September ist vor allem durch das Herbst- 
geschäft in Bekleidung verursacht Die Umsätze in Textil- und 
Schuhwaren stiegen vom September zum Oktober um durch- 
schnittlich ein Drittel. Die Lebensmittelgesdiäfte konnten im 
Durchschnitt um 7 v. H. mehr verkaufen als im September. 
Saisonübliche Umsatzzunahmen melden die Fachgeschäfte für 
Hausrat und Wohnbedarf, die Budihandlungen und Papier- 
warengeschäfte sowie die Seifengesdiäfte.     26. November 1952 

A III1 b FDP 

Parteitag der Freien Demokraten 
Der vierte ordentliche Parteitag der Freien Demokratischen 

Partei in Bad Ems wurde am 23. November mit der Annahme 
einer Reihe von Entschließungen beendet. Gegen einige Stim- 
men und bei wenigen Enthaltungen wurde eine Erklärung 
angenommen, in der sich der Parteitag trotz mancher Bedenken 
für eine baldige Ratifizierung der Verträge ausspricht. Eine 
andere Entschließung spricht die Hoffnung auf eine großzügige 
Geste der Westmächte in der Frage der sogenannten Kriegs- 
verbrecher noch vor Weihnaditen aus. Der Parteitag bekennt 
ferner seine Entsdilossenheit, jedem Versuch entgegenzutreten, 
in Westdeutschland ein System der Unfreiheit und des Terrors 
aufzuriditen. Eine Anzahl weiterer Entschließungen, z.B. zur 
Saarfrage und zum Israel-Abkommen, wurde dem Parteivorstand 
als Material übergeben. Zu ihnen gehört auch das sogenannte 
„Deutsdie Programm" des Landesverbandes Nordrhein-West- 
falen sowie das „liberale Manifest" des Landesverbandes Ham- 
burg. Vizekanzler Blücher erklärte dazu, die Partei werde in 
den nächsten Monaten klare Richtlinien aus der Synthese beider 
Programme ausarbeiten. Der Parteivorsitzende wies in seinem 
Schlußwort darauf hin, daß in den meisten Grundsatzfragen 
keine Untersdiiede beständen. Nichts sei verkehrter als aus der 
Emser Tagung etwa eine Änderung der Parteipolitik zu ersehen. 
Das Bestreben werde immer dahin gehen, freie Ausspradien 
herbeizufuhren. Die FDP sei keine Partei der Gleichmadierei. 

In der Vorstandswahl, die am 22. November stattfand, wurde 
Vizekanzler Blüdier mit 180 von 267 Stimmen als Vorsitzender 
und Dr. Schäfer mit 173 Stimmen als Stellvertreter bestätigt. 
Der Landesvorsitzende von Nordrhein-Westfalen, Dr. Middel- 
hauve, der Initiator der sogenannten „Nationalen Sammlungs- 
bewegung wurde mit 184 Stimmen auf den nach Antrag des 
Landesverbandes Hessen neugeschaffenen Posten eines gleich- 
berechtigten stellvertretenden Vorsitzenden gewählt. Der Vor- 
sitzende des Landesverbandes Niedersadisen, Stegner wurde in 
den erweiterten Vorstand hinzugewählt. Auch der Landesver- 
band tfaden-Wurttemberg hatte sich für diese Wahl ausdrücklich 
eingesetzt. Die übrigen bisherigen Mitglieder wurden bestätigt. 

Ferner wurde der bisherige Vorsitzende des Landesverbandes 
Wurttemberg-Hohenzollern, Dr. Leuze, ausdrücklich in den 
erweiterten Parteivorstand gewählt. Er behält damit seinen Sitz, 
den er bisher in seiner Eigenschaft als Landesverbandsvorsitzen- 
der inne hatte. Nach langen Beratungen war mit ihm eine 
Einigung zustandegekommen. Dr. Leuze gab dem Parteivorstand 
eine Loyalitätserklärung ab, er werde seinen Landesverband, der 
bisher zu dem von Ministerpräsident Maier geführten Landes- 
verband Baden-Württemberg in Opposition stand, auflösen. 

26. November 1952 

A IV e Kirchen 

Bischofswort zu den Saarwahlen 
Der Bischof von Trier hat aus Anlaß der Wahlen zum saar- 

ländischen Landtag an die Gläubigen des im Saargebiet liegen- 
den Teiles seiner Diözese einen Hirtenbrief gerichtet und 
sdireibt darin „ohne midi auf die politische Ebene zu begeben" 
zur Frage der Wahlbeteiligung: „Jeder verhalte sich so, wie er 
es vor Gott und seinem Gewissen glaubt, verantworten zu 
können. Wer für eine Partei stimmt, der darf nur solchen 
Männern und Frauen seine Stimme geben, deren christliche 
Gesinnung und Haltung für die Beobachtung der Grundsätze 
und Forderungen bürgen, auf die wir als katholische Christen 
nicht verzichten können. Wer aber nach verantwortungsbewuß- 
ter Überlegung zu dem Urteil kommt, daß er in der gegenwär- 
tigen Lage den aufgestellten Vertretern seine Stimme nicht 
geben dürfe, und sich nach dieser Erkenntnis richtet, kann von 
anderen einer Pflichtverletzung nicht beschuldigt werden." 

26. November 1952 

AIV 8 b Berlin 

Berliner CDU verlangt „Tag der Menschenrechte" 
Die CDU hat im Berliner Abgeordnetenhaus beantragt, zur 

Erinnerung an die Veröffentlichung der Erklärung der Menschen- 
rechte durch die UN künftig den 10. Dezember als „Tag der 
Mensdienrechte" durch Feier in den Schulen zu begehen. Gerade 
Berlin sei der Ort, wo für die Erhaltung der Menschenrechte 
gegenüber den Grausamkeiten des Ostens mit besonderer Kraft 
eingetreten werden müsse. Die FDP hat sich diesem Antrag 
angeschlossen. 26. November 1952 



Mehr Eigenheime beim Wohnungsbau 
CDU/CSU bringt Initiativgesetz im Bundestag ein 

Seit langer Zeit geht das Bestreben der CDU/CSU-Fraktion dahin, eine mehr auf das 
Eigentum abgestellte Wohnungsbaupolitik zu ermöglichen. Gegenüber den kollektivistischen 
Auffassungen hat die CDU als Weltanschauungspartei stets die Ansicht vertreten, daß mit 
den zur Verfügung stehenden Mitteln soweit wie möglieh den Sonderbedürfnissen der 
Familien Rechnung zu tragen sei. 

„Wohnhaus mit Garten, das dazu bestimmt 
und der Bauform nach geeignet ist, einer 
Familie als Heim zu dienen". Zur Familie 
werden audi Eltern und Geschwister ge- 
zählt. Das Familienhaus kann ein freiste- 
hendes Einzelhaus und ein Doppel- und 
Reihenhaus sein. Die Flächen können über 
120 qm hinausgehen, dürfen aber 50 qm 
nicht untersdireiten. 

Das Gesetz sieht auch den Bau von Vor- 
ratswohnungen, sogenannter „Häu- 
ser von der Stange", durch Wohnungsunter- 
nehmungen vor, wodurch den Bauwilligen 
der Erwerb eines Eigenheimes risikoloser 
gemacht wird. Zur Verbilligung der Herstel- 
lungskosten soll nach den Wünschen der Ge- 
setzesväter von den Ländern eine größere 
Anzahl Typenpläne aufgestellt werden. 
Abweichende Bauarten sollen nur dann zu- 
gelassen werden, wenn sie keine wesentliche 
Kostenverteuerung mit sidi bringen. 

Der Finanzierungsplan in dem 
Gesetzentwurf sieht wesentliche Erleidite- 
rungen für Bauwillige vor. Der eigene Ein- 
satz und Wille zur Eigentumsbildung soll 
belohnt werden. Der Darlehensnehmer soll 
zur vorzeitigen Rückzahlung bereditigt sein 
und erhält dann das geschuldete Kapital auf 
den mit 4sh % zum Fälligkeitstag diskon- 
tierten Betrag ermäßigt. Macht der Bau- 
herr von den ihm bewilligten öffentlichen 
Mitteln nur zur Hälfte Gebrauch, so werden 
ihm diese als Zusdiüsse gewährt. 

Dieser Gesetzentwurf hat sicher mit An- 
griffen von Seiten der großen gemeinnützi- 
gen Wohnungsbauunternehmen zu rechnen. 
Auch die sozialdemokratisdie Opposition 
steht vermutlich den Zielen des Gesetzes 
nidit nahe. Dennoch besteht Aussicht, für 
das Gesetz im Bundestag eine Mehrheit zu 
finden. Für die CDU/CSU ist die Verwirk- 
lichung ihrer Initiative eine aus ihrem 
christlichen Anliegen politisch erwachsene 
Verpfliditung. Die Fraktion des Bundestages 
wird sich um eine beschleunigte Behand- 
lung der Vorlage bemühen. 

Der deutsche Wohnungsbau begann prak- 
tisch erst nach der Währungsreform. Wir 
können jetzt zurückblicken auf eine Lei- 
stung, die im Ausland mit Bewunderung 
vermerkt worden ist. Seit 1949 sind 1,2 M i 1- 
lionen Neubauwohnungen er- 
stellt worden. Täglich werden im Durdi- 
sdmitt mehr als 1000 Wohnungen fertig. 
Allerdings wird von diesen Wohnungen 
kaum ein Fünftel in Eigentum 
übergehen. Hinzu kommt, daß 70% dieser 
neuen Wohnungen Kleinst wohnun- 
gen sind. Sie entsprechen also nidit den 
Familienbedürfnissen. 

Die CDU/CSU-Fraktion, und in erster 
Linie deren Sadiverständiger, der Bundes- 
tagsabgeordnete Paul Lücke, gelangten 
deshalb zu der Überzeugung, daß woh- 
nungspolitisch neue Wege be- 
gangen werden müssen, um der gefährlichen 
kollektivistischen Entwicklung entgegenzu- 
g'-eten, und zwar durch gesetzlidie Maß- 
nahmen. 

Eine Änderung des bereits bestehenden 
Wohnungsbaugesetzes würde hierzu nicht 
ausreichen. Man hat sidi deshalb zu einem 
großen Initiativgesetz entschlossen, das sidi 
„Gesetz zur Schaffung von Fa- 
milienheimen" nennt. In diesem Ge- 
setz wird nicht mehr nur die Erstellung 
von Wohnungen sdilechthin, sondern es 
werden Familie und Eigentum 
zum Richtmaß des gesamten Woh- 
nungsbaues gemacht. Mindestens 50 Prozent 
der öffentlidien Mittel, gleidi aus welcher 
Quelle sie stammen, sollen gesetzlidi für den 
Bau von soldien Wohnungen verwendet 
werden, die wirklidie Familien- und Eigen- 
tumsheime werden. 

Für die Gewährung öffentlidier Mittel 
soll nicht mehr die Wohnungseinheit als 
Beredinungsgrundlage gelten, sondern das 
Wohnflächenbedürfnis der Fa- 
milie je nach ihrer Größe. Als Familien- 
heim  wird in  dem Gesetz bezeichnet ein 

Der Geist unserer Jugend 
Eine Unterredung mit Dr. Adenauer 

Ein Mitarbeiter der „Neuen Zeitung", der aus den Vereinigten Staaten kommend, sich 
zur Zeit auf emer Reise durdi Deutschland befindet, richtete an Bundeskanzler Dr. Adenauer 
die Frage, wie er die Einstellung der deutsdien Nadikriegsgeneration zu Leben und Staat 
sehe. 

Dr. Adenauer antwortete: 
„Idi glaube, daß wir hier gewisse Unter- 

schiede machen müssen, und zwar zwischen 
den jüngeren Menschen, die im 
Kriege gewesen sind, wenig Mög- 
lichkeiten zum Lernen hatten und vielfach 
ohne eigentlidie Ausbildung herangewach- 
sen sind. Sie sind in jeder Hinsidit in einer 
recht sdiwierigen Situation für ihre Adju- 
sterung an die Forderungen des Tages. Da- 
zu kommen die jungen Leute bis zu 
25 Jahren, die beim Waffenstillstand 
noch ganz jung waren. Ihre Einstellung und 
Haltung ist sehr interessant. Als ich vor 
einiger Zeit auf dem Bürgenstock, wo idi in 
den Ferien war, den Besudi einer inter- 
konfessionellen Gruppe junger Menschen 
aller Berufe erhielt und midi lange mit ihnen 
unterhielt,  war ich sehr beglückt über die 

A u fg e s c 1 osse nhei t, die fast alle 
den Problemen der Zeit gegenüber zeigten. 
Sie hatten Einsicht und Verständnis in die 
Probleme einer deutschen Bundesregierung 
von heute, und daraus entsprang auch eine 
Sympathie der gegenwärtigen Regierung ge- 
genüber und, wenn ich das sagen darf, audi 
für meine Person. Wir hatten nadiher nodi 
eine allgemeine öffentliche Aussprache, und 
Ausländer, die ihr beiwohnten, waren er- 
staunt über das Interesse der jungen Leute 
an allen Vorgängen der Welt, vor allem aber 
auch über die politischen Kenntnisse, die 
dieses Interesse positiv untermauerten. Be- 
sonders stark beeindruckte alle die ernst- 
hafte und betonte Einstellung zum euro- 
päischen Gedanken. 

Unsere jungen Mensdien drängen förm- 
lich hinaus,  um  die Welt kennenzulernen 

und ihren Horizont zu erweitern, um Ver- 
gleiche anzustellen und daraus Schlüsse zu 
ziehen. Fast möchte ich sagen, daß eine 
Wanderlust herrscht wie selten zuvor." 

Auf die Frage nadi der Haltung der Ju- 
gend gegenüber den Parteien, erklärte 
der Bundeskanzler: 

„Politisdi tritt der größte Teil unserer 
Jugend für die Begriffe von Freiheit und 
Demokratie in Europa ein. In keinem Land 
hat die Idee Europa so gezündet wie 
hier in Deutschland, und sie war besonders 
zum Anfang eine Hoffnung angesidits der 
scheinbaren Unmöglidikeit, in dem nadi dem 
Kriege so zertrümmerten Deutschland Aus- 
siditen auf Aufbau und Zukunft zu sehen. 
Man nahm an, daß das Land sich nicht so 
loidit von selbst wieder erholen würde, und 
suchte nach einer größeren Einheit, in deren 
Rahmen seine Wiedergeburt stattfinden 
könnte. Was die rein politischen Begriffe 
Demokratie und Parlamenta- 
rismus anlangt, so sieht die Jugend sie 
nidit als identisch an. Letzterem steht sie 
mit einem gewissen Mißtrauen gegenüber 
und stößt sidi zum Teil auch an reinen 
Äußerlichkeiten. So klagten Jugendlidie mir 
gegenüber, die das Bonner Parlament wäh- 
rend seiner Sitzungen besucht hatten, daß 
Abgeordnete während der Reden Zeitungen 
lasen, sich unterhielten oder sonstwie un- 
interessiert schienen. Die einsiditigen Män- 
ner in allen Parteien geben sich große 
Mühe, die Jugend an sidi heranzuziehen. In 
den Sdiulen herrscht vielfach ein ganz neuer 
Geist, der auf die Heranziehung selbstän- 
digen Denkens der Schüler zielt. Mein jüng- 
ster Sohn geht zum Beispiel auf das Jesuiten- 
Kolleg in Godesberg, wo an jedem Wodien- 
ende Sdiüler Vorträge über die politische 
Situation der letzten Woche halten und 
diese Vorträge diskutieren. Dabei beteiligen 
sidi die Lehrer nicht meinungsbildend, son- 
dern lediglidi als Diskussionsleiter. Hier 
liegen Ansätze vor, die zu einer gewissen An- 
näherung an das amerikanisdie System der 
Diskussion, der „Town Meetings" etc. füh- 
ren können." 

Über die Einwirkungen der Fühlung- 
nahme zwisdien der Bundesrepublik und 
den Vereinigten Staaten auf die 
Jugend äußerte sidi Dr. Adenauer folgen- 
dermaßen: 

„Die Berührung mit der amerikanischen 
Publizistik und der amerikanisdien Literatur 
hat der deutschen Jugend zweifellos Ein- 
drücke von einem Lebensstil vermittelt, 
dem sie vieles Gute abgewinnen kann. Diese 
Eindrücke sind oft verstärkt worden durdi 
den Ansdiauungsunterricht, den amerika- 
nische Bürger, die Dienst oder Erholung 
nadi Deutschland führte, ihrem Gastland 
gaben. In gewisser Weise hat auch die G e - 
setzgebungin der amerikanischen Zone 
dazu beigetragen, weniger konventionelle 
Auffassungen im beruflichen und sozialen 
Leben zu verbreiten. Man muß aber im 
Auge behalten, daß audi in alten tief ein- 
gewurzelten Vorstellungen unseres Volkes 
starke Kräfte enthalten sind, die Ele- 
mente für unsere Ordnung bilden. 
Das, was die jungen Deutschen an den Ver- 
einigten Staaten am meisten anzieht, dürfte 
die Weiträumigkeit und Großzügig- 
keit des Lebens sein. Dies ist zum Beispiel 
etwas, was der Arbeit an den europäischen 
Inlcgrationsplänen zugute kommt. Das wich- 
tigste Mittel, um die Bindung zwischen der 
Jugend beider Länder zu verstärken, sdieint 
mir das unmittelbare persön- 
liche Erleben von Land und Leuten 
zu sein. In diesem Sinne begrüßt die Bun- 



desregierung die Austauschprogramme und 
fördert sie nach Kräften." 

Den Erfolg versuchter kommunisti- 
scher Einflußnahme verneinte der 
Bundeskanzler: 

„Es sind zuviel Kriegsgefangene 
aus Rußland zurückgekehrt, um nicht 
durch die Berichte ihres Erlebens eine starke 
innere Abwehrstellung hervorzurufen. Auch 

hat die Haltung der Russen in 
Deutschland weitesten Kreisen ge- 
zeigt, daß totalitäre Systeme, sei es, daß sie 
von den Nazis oder den Sowjets vertreten 
werden, unerträglich sind. Auch was jetzt 
in der Ostzone vor sidi geht, trägt da- 
zu bei, die überwiegende Mehrheit der Ju- 
gend kommunistisdier Integration gegen- 
über stichfest zu machen." 

Der Handel mit den arabischen Staaten 
Im Hinblick auf die z. Zt. schwebende 

Auseinandersetzung der Bundesrepublik mit 
den 7 arabischen Staaten und die in Vor- 
bereitung befindliche Beauftragung deut- 
scher Wirtschaftsdelegationen sind die nadi- 
stehenden dem Bulletin entnommenen Zah- 
len von Interesse: 

Die Ergebnisse des Handelsverkehrs der 
Bundesrepublik Deutschland mit den Mit- 
gliedstaaten der arabischen Liga ergaben 
für das Jahr 1951 für 405,6 Millionen DM 
Einfuhren aus jenen Ländern und deutschen 
Ausfuhren von knapp 200 Millionen DM. 
Gemessen am Gesamthandel der Bundes- 
republik waren die arabischen Staaten mit 
2,7 v. H. an den Gesamteinfuhren und mit 
1,4 v. H. an den deutsdien Ausfuhren be- 
teiligt. Basierend auf den bisher vorliegen- 
den Ziffern für das Jahr 1952, die einsdiließ- 
lich September einen Einfuhrdurchschnitt 
von 39,4 Millionen DM, auf der Ausfuhr- 
seite einen Monatsdurchsdmitt von 22,6 
Millionen DM ergaben, würden sich für das 
gesamte Jahr — unter der Voraussetzung, 
daß sich das Volumen in den letzten Mo- 
naten dieses Jahres nidit wesentlich ändert 
— auf der Einfuhrseite etwa 475 
Millionen, auf der Ausfuhrseite 
etwa   275 Millionen DM   ergeben. 

Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild: 

Dt Einfuhr Dt. Ausfuhr 
(in Mill. DM) (in Mill. DM) 

Jan. /Sept. Jan./Sept. 
1951       1952 1951       1952 

Ägypten    103,5 96,9 124,7 118,6 
Saudi-Ar. 154,1 115,0 12,9 14.5 
Irak           138,5 128,9 9,5 12,5 
Transjord.  — 0,2 3,2 4,6 
Libanon        4,5 2,4 16,9 25,2 
Syrien           5,4 11,5 32,5 28,5 

insgesamt 405,6      354,9      199,7     203,9 

Der Schwerpunkt der Einfuhren der Bun- 
desrepublik aus Ägypten liegt bei der 
Baumwolle, während die deutschen Aus- 
fuhren nach Ägypten sich auf mannigfache 
industrielle Erzeugnisse verteilen. In dem 
stark passiven Handelsverkehr der Bundes- 
republik mit Saudi-Arabien steht die 
Einfuhr an Erdöl im Mittelpunkt. Das 
gleiche Bild einer stark passiven Handels- 
bilanz ergibt sich im Handelsverkehr mit 
Irak, wo auch Erdöl den dominierenden 
Posten der deutschen Einfuhren darstellt. 
Nadi Jordanien konnte die Bundesrepu- 
blik Eisenwaren und Maschinen absetzen, 
während Inmporte aus Jordanien nicht ge- 
tätigt wurden. Im Handelsverkehr mit dem 
Libanon konnten die deutschen Ausfuh- 
ren fühlbar gesteigert werden, besonders 
durch den Absatz von Halbwaren, während 
die Einfuhren noch hinter dem Ergebnis 
des Jahres 1951 zurückbleiben. Syrien, 

. das als Lieferant von Getreide und Baum- 
wolle am Handel mit der Bundesrepublik 
beteiligt ist, ist vor allem Abnehmer von 
industriellen Erzeugnissen verschiedener Art 
und  rangiert   als  Käufer  deutscher   Waren 

unter den  arabisdien Ländern an zweiter 
Stelle. 

Hierzu bemerkt die „Frankfurter Allge- 
meine": 

„Aus der Übersicht geht dreierlei hervor: 
erstens, daß Westdeutschland insgesamt von 
dort bedeutend mehr ein- als dorthin aus- 
führt; zweitens, daß sich andererseits für 
uns, wenn die Rohöltransporte — weil sie 
auf Redin ung fremder Konzessionsinhaber 
gehen — eliminiert werden, ein, wenn audi 
nur kleiner, Ausfuhrüberschuß ergibt; drit- 
tens, daß sich eine deutlidie Tendenz zu 
einer Belebung des Handelsverkehrs zeigt. 

Dabei ist, so muß man hinzufügen, von 
allen Ländern der Arabisdien Liga Ägypten 
unser wichtigster Kunde; es nimmt fast zwei 
Drittel des in Frage stehenden westdeut- 
sdien Exports auf. An zweiter Stelle steht 
der Libanon zusammen mit Syrien, in deren 
Gebiet geht etwa ein Viertel dieser west- 
deutsdien Ausfuhr. In den Rest von 10 bis 
15 Prozent teilen sich — neben dem klein- 
sten Kunden Jordanien — Saudi-Arabien 
und der Irak, das heißt die beiden Staaten, 
in deren Ausfuhr das Rohöl, an dessen Er- 
lös sie allerdings nur mittelbar und be- 
sdiränkt   teilhaben,   eine   Rolle  spielt. 

Es wäre falsch, aus den Zahlen der letzten 
zweidreiviertel Jahre zu sdiließen, als Kun- 
den wären die Länder der Arabisdien Liga, 
in die bisher nur knapp 2 Prozent unserer 
gesamten Ausfuhr gingen, für die Bundes- 
republik ein Objekt zweiten Ranges. West- 
deutschland hat an jedem lohnenden Export 
ein Interesse, und es muß Wert darauf 
legen, mit jedem Land in einem zufrieden- 
stellenden Wirtsdiaftsverkehr zu stehen. Da- 
zu kommt, daß gerade diese Länder noch 
große Entwicklungsmöglichkeiten haben. 
Die Wahrnehmung dieser Entfaltungschance 
setzt die Hilfe industrieller Länder voraus." 

NRW ergreift die Initiative >. 

Am vergangenen Wodienende beschloß 
der Haushalts- und Finanzaussdiuß des 
nordrhein-westfälisdien Landtages im Vor- 
griff auf die Verbesserung der Bezüge 
einer Sonderregelung für die Ge- 
hälter der Landesbeamten zuzu- 
stimmen. Sie soll darin bestehen, daß bereits 

SPD gegen Verbesserung der Besoldung? 
ab 1. Dezember den Landesbeamten eine 
Unterstützung von 7 Prozent als Aufschlag 
auf ihr bisheriges Gehalt, einschließlich der 
bereits erfolgten 20prozentigen Erhöhung 
auf das Grundgehalt, gewährt wird. Die 
Regelung gilt audi für Versorgungsberech- 
Ügte. 

Die CDU-Regierung und die CDU des 
Landes Nordrhein-Westfalen sind bereits 
seil langem bemüht, durdi eigene Initiative 
der dringend erforderlichen Regelung auf 
Bundesebene den Anstoß zu geben. Eine 
nur in einem oder mehreren Ländern be- 
schlossene Besoldungsreform kann nämlich 
endgültig erst in Krall treten, wenn auf 
Bundesebene eine gleiche Regelung erfolgt. 
Bundesgesetzlichc Sperrvorsdariften sollen 
hier eine Verwirrung der Gesamtsituation 
verhindern. 

Die größte Aktivität in der Frage 
der Aufbesserung der Beamtengehälter hat 
in Nordrhein-Westfalen wie im Bund cV 
CDU entwickelt. Unklar, allerding, 
ist nadi wie vor die Haltung der SPD. Wie 
will sie z.B. erklären, warum sie bei der 
letzten Sitzung des Haushalts- und Finanz- 
aussdiusses in Düsseldorf um jeden Preis 
eine Weiterberatung des Besoldungsgesetzes 
ablehnte, das in erster Lesung vom Landtag 
verabschiedetest und nun in den Ausschüssen 
auf die zweite und dritte Lesung vorbereitet 
werden soll? Versdiließt sich die SPD der 
Einsicht, daß die Verbesserung der Beamten- 
gehälter notwendig ist? Kaum! Wohl aber 
liegt der Verdacht nahe, daß die SPD, wie 
so oft wiederum einmal fürchtet, durch tat- 
kräftige Arbeit der CDU entgehe ihr eine 
weitere Propagandachance gegen die Sozial- 
und Wirtschaftspolitik ihrer parteipolitischen 
Gegner. Der nordrhein-westfälLsehe Innen- 
minister Dr. Meyers hat am Sonntag in Mün- 
ster bereits die Stellung der Landesregierung 
zu dieser Angelegenheit gekennzeichnet, als 
er erklärte, er sei nicht gewillt, die Beamten- 
besoldungsreform zurückzustellen. 

Ein Über-Ramcke? 
Mit Pauken, Fanfaren und Uniformen hat 

in Augsburg Herr Hausleiter, der die 
Parteien und den Staat von Grund auf refor- 
mieren will, ein Wahlkampfprogramm ent- 
wickelt, das mit den lahmen Verhandlungen 
und Beratungen Schluß machen will und 
eine Nationalarmee verlangt. Der Westen 
muß, so fordert Herr Hausleiter, einen 
Friedensplan für Deutschland und Europa 
geben. Der Weg der langsamen und schritt- 
weisen Herauslösung unseres Vaterlandes 
aus den Folgen des verlorenen Krieges und 
die Vorbereitung einer europäisdien Ge- 
meinsehaft innerhalb der freien westlichen 
Welt, wie sie die Politik der Bundesregie- 
rung und die Methodik des Bundeskanzlers 
verfolgt, genügt dem neuen und, nadi seiner 
Überzeugung, geläuterten Nachfolger eines 
„großen" Führers nidit. Er will audi nicht 
daran denken, wem er es zu danken hat, daß 
er heute mit Pauken und Trompeten 
Ramckes Ramckereien überrameken kann. Es 
gibt aber viele Deutsche — und sie ver- 
körpern die Ansdiauungen der überwie- 
genden Mehrzahl des deutschen Volkes — 
die sidi fragen: Wie ist so etwas möglich? 
Und wie kann so etwas geschehen, nachdem 
eben erst das Bundesverfassungsgeridit dem 
politischen Unfug der SRP ein Ende ge- 
macht hat?! 

Erfreulich ist es, daß der ehemalige Luft- 
waffengeneral Adolf Galland, dem man ge- 
wiß keine „Linkstendenzen" nachsagen 
kann und den manche Reditsaußenseiter 
gern für sidi in Anspruch genommen hätten, 
sidi gegen derartige Demonstrationen mit 
„zweifelhaften politischen Tendenzen" ge- 
wandt hat. Er sieht mit Redit darin Ge- 
fahren für die Konsolidierung der Bundes- 
republik in der Gemeinsdiaft der demo- 
kratischen Völker. 
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